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Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Begriffsbestimmungen Begriffsbestimmungen 
§ 4. Für dieses Bundesgesetz gelten folgende Begriffsbestimmungen: § 4. Für dieses Bundesgesetz gelten folgende Begriffsbestimmungen: 

 1. Als Umweltschaden gilt  1. Als Umweltschaden gilt 
 a) jede erhebliche Schädigung der Gewässer, das ist jeder Schaden, der 

erhebliche nachteilige Auswirkungen auf den ökologischen, 
chemischen oder mengenmäßigen Zustand oder das ökologische 
Potenzial der betreffenden Gewässer im Sinn des 
Wasserrechtsgesetzes 1959 (WRG 1959), BGBl. Nr. 215, hat und 
nicht durch eine Bewilligung in Anwendung des WRG 1959 gedeckt 
ist, und 

 a) jede erhebliche Schädigung der Gewässer, das ist jeder Schaden, der 
erhebliche nachteilige Auswirkungen auf den ökologischen, 
chemischen oder mengenmäßigen Zustand oder das ökologische 
Potenzial der betreffenden Gewässer im Sinn des 
Wasserrechtsgesetzes 1959 (WRG 1959), BGBl. Nr. 215/1959, hat, 
mit Ausnahme der nachteiligen Auswirkungen, die in Anwendung des 
§ 104a WRG 1959 bewilligt wurden, und  

Umweltbeschwerde Umweltbeschwerde 
§ 11. (1) Natürliche oder juristische Personen, die durch einen eingetretenen 

Umweltschaden 
§ 11. (1) Natürliche oder juristische Personen, die durch einen eingetretenen 

Umweltschaden 
in ihren Rechten verletzt werden können,  1.  in ihren Rechten verletzt werden können, 
  2.  dadurch betroffen sind, dass sie in der Nutzung der natürlichen 

Ressourcen Gewässer oder Boden oder in der Nutzung der Funktionen 
dieser betroffenen natürlichen Ressourcen erheblich eingeschränkt 
werden können oder 

  3.  ein ausreichendes Interesse an einem Verfahren gemäß § 6 und § 7 Abs. 
2 haben,  

können die Bezirksverwaltungsbehörde, in deren örtlichem Wirkungsbereich der 
behauptete Umweltschaden eingetreten ist, in einer schriftlichen Beschwerde 
dazu auffordern, im Sinn des § 6 und des § 7 Abs. 2 tätig zu werden. Das Recht 
zur Umweltbeschwerde steht auch dem Umweltanwalt (§ 2 Abs. 4 des 
Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetzes 2000 - UVP-G 2000, BGBl. 
Nr. 697/1993) und jenen Umweltorganisationen zu, die gemäß § 19 Abs. 7 UVP-
G 2000 anerkannt sind, und zwar jeweils im Rahmen ihrer örtlichen 
Anerkennung. 

können die Bezirksverwaltungsbehörde, in deren örtlichem Wirkungsbereich der 
behauptete Umweltschaden eingetreten ist, in einer schriftlichen Beschwerde 
dazu auffordern, im Sinn des § 6 und des § 7 Abs. 2 tätig zu werden. Das Recht 
zur Umweltbeschwerde steht auch dem Umweltanwalt (§ 2 Abs. 4 des 
Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetzes 2000 – UVP-G 2000, BGBl. 
Nr. 697/1993) und jenen Umweltorganisationen zu, die gemäß § 19 Abs. 7 UVP-
G 2000 anerkannt sind, und zwar jeweils im Rahmen ihrer örtlichen 
Anerkennung. Ausreichendes Interesse im Sinn von Abs. 1 erster Satz haben die 
in § 19 Abs. 1 Z 1 UVP-G 2000 genannten Personen. 

(2) Als Rechte im Sinn von Abs. 1 erster Satz gelten (2) Als Rechte im Sinn von Abs. 1 erster Satz gelten 
 1. der Schutz des Lebens und der Gesundheit von Menschen sowie  1. der Schutz des Lebens und der Gesundheit von Menschen sowie 

60/M
E

 X
X

V
I. G

P - M
inisterialentw

urf - T
extgegenüberstellung B

undes-U
m

w
elthaftungsgesetz

1 von 2

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



  2 von 2 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 2. in Bezug auf Gewässer: bestehende Rechte im Sinn von § 12 Abs. 2 

WRG 1959 und 
 2. in Bezug auf Gewässer: bestehende Rechte im Sinn von § 12 Abs. 2 

WRG 1959 sowie die Rechte des Fischereiberechtigten und 
 3. in Bezug auf den Boden: das Eigentum oder sonstige dingliche Rechte an 

einer betroffenen Liegenschaft, nicht jedoch die Möglichkeit einer 
bloßen Minderung des Verkehrswerts. 

 3. in Bezug auf den Boden: das Eigentum oder sonstige dingliche Rechte an 
einer betroffenen Liegenschaft, nicht jedoch die Möglichkeit einer 
bloßen Minderung des Verkehrswerts. 

§ 18. Dieses Bundesgesetz ist nicht anzuwenden 
 1. auf Schäden, die durch Emissionen, Ereignisse oder Vorfälle verursacht 

wurden, die vor dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes stattgefunden 
haben, 

 2. auf Schäden, die durch Emissionen, Ereignisse oder Vorfälle verursacht 
wurden, die nach dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes stattgefunden 
haben, sofern sie auf eine Tätigkeit zurückzuführen sind, die 
unzweifelhaft vor dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes beendet war, 
und 

 3. auf Schäden, wenn seit den schadensverursachenden Emissionen, 
Ereignissen oder Vorfällen mehr als 30 Jahre vergangen sind. 

§ 18. Dieses Bundesgesetz ist nicht anzuwenden 
 1. auf Schäden, die durch Emissionen, Ereignisse oder Vorfälle verursacht 

wurden, die vor dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes stattgefunden 
haben, 

 2. auf Schäden, die durch Emissionen, Ereignisse oder Vorfälle verursacht 
wurden, die nach dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes stattgefunden 
haben, sofern sie auf eine Tätigkeit zurückzuführen sind, die 
unzweifelhaft vor dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes beendet war, 
und 

 3. auf Schäden, wenn seit den schadensverursachenden Emissionen, 
Ereignissen oder Vorfällen mehr als 30 Jahre vergangen sind. 

Bei Wasserkörpern, die sich  am 30.4.2007 aufgrund von Tätigkeiten, die 
vor diesem Datum stattgefunden  haben,  nicht im Zielzustand nach der RL 
2000/60/EG befanden, ist insoweit entsprechend den Vorgaben zur stufenweisen 
Zielerreichung gemäß Artikel 4 dieser Richtlinie vorzugehen, als diese 
Tätigkeiten nicht weitere Emissionen, Ereignisse oder Vorfälle verursachen und 
daher keine weitere Verschlechterung des Zustands des betreffenden 
Wasserkörpers im Sinne des Artikel 4 Abs. 5 lit. c der RL 2000/60/EG erfolgt. 
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